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Das Ansteigen der Wochenarbeitszeiten war nahezu 
bei allen Gewerbegruppen zu beobachten, besonders aber 
bei denjenigen, die, jahreszeitlich bedingt, während den 
Wintermonaten verkürzte Arbeitszeiten hatten. 

So waren die größten Steigerungen der Arbeitszeiten 
beim Baugewerbe (+ 36,2 vH), im Brauereigewerbe 
(+ 6,9 vH), in der Sägeindustrie (+ 6,2 vH) und in der 
Industrie der Steine und Erden (+ 5,7 vH) festzustellen. 
Geringere Arbeitszeiten wiesen gegenüber dem Monat 
Februar nur wenige Gewerbegruppen auf. Der Rückgang 
lag aber hier immer unter dem Wert voll einer Stunde. 

Die höheren Bruttostundenverdienste und Arbeitszei-
ten bewirkten auch höhere Bruttowochenverdienste. So 
stieg der Wochenverdienst aller Arbeiter in der Gesamt-
industrie von Februar bis Mai um 3,59 DM (-I- 4,9 vH) 
au, wobei sich die Wochenverdienste der männlichen Ar-  

heiter am meisten, und zwar im Maximum um 6,9 vH, 
erhöhten. Auf Grund der fast unveränderten Arbeitszei-
ten der weiblichen Arbeiter nahmen die Wochenver-
dienste dieser Arbeitergruppe gegenüber dem Februar 
nur unwesentlich zu. 

Da die Wochenverdienste, wie schon erwähnt, sehr 
stark voll der Arbeitszeit abhängig sind, wiesen vor allem 
diejenigen Gewerbegruppen stark erhöhte Bruttowochen-
Verdienste aus, die gegenüber dem Monat Februar auch 
die größten Steigerungen der Arbeitszeiten zu verzeich-
nen hatten, so (las Baugewerbe, das Brauereigewerbe 
und die Sägeindustrie. Niedrigere Bruttowochenverdien-
ste waren nur hei wenigen Gewerbegruppen festzustel-
len, wobei (las Maximum bei — 1,2 vH lag. Die Gründe 
hierfür sind fast ausschließlich in den kürzeren Arbeits-
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Der Personalstand der öffentlichen Verwaltung in Baden-Württemberg 
am 2. Oktober 1953 

Am 2. Oktober 1953 wurde wie im Vorjahr bundes-
einheitlich eine Personalstandserhebung für die staat-
liche und gemeindliche Verwaltung, einschließlich der 
wirtschaftlichen Unternehmen ohne eigene Rechtsper-
sönlichkeit, durchgeführt. Sie erstreckte sich auf die in 
unmittelbarem Dienstverhältnis hauptberuflich vollbe-
schäftigten Personen. 

Die Zuordnung der Gemeinden zu Elen Größenklassen 
erfolgte nach dem endgültigen Ergebnis der Volkszäh-
lung vom 13. September 1950 und nach dem Gebiets-
stand vom 31. März 1953. 

Der Umfang der Erhebung 1953 weicht von der vor-
jährigen') in einigen Punkten ab. Nicht erfaßt wurden 
diesmal die wirtschaftlichen Unternehmen der Gemein-
den mit weniger als 10 000 Einwohnern. Das Forstper-
sonal, das Personal der Steuerverwaltung, die nicht-
ständig beschäftigten Angestellten und Arbeiter, die 
Spätheimkehrer und Heimatvertriebenen lind die nach 
dem Gesetz zu Art. 131 GG untergebrachten und auf 
die Pflichtanteile anrechenbaren Personen wurden nicht 
gesondert ausgegliedert. Andererseits sind die Bedien-
steten der öffentlichen Einrichtungen und derAusgleichs-
ämter besonders ausgezählt worden. 

Am 2. Oktober 1953 wurden in Elen Hoheits- und Käm-
mereiverwaltungen und ihren wirtschaftlichen Unter-
nehmen insgesamt 190138 Bedienstete gezählt. Davon 
entfielen 71 491 (37,6 vH) Personen auf Beamte, 58 392 
(30,7 vH) auf Angestellte und 60 255 (31,7 vI1) auf Ar-
beiter. 

Zieht man von den Vorjahrsergehnissen die 1953 nicht 
erfaßten Bediensteten der wirtschaftlichen Unterneh-
men der Gemeinden mit weniger als 10 000 Einwohnern 
ab (1952: 4941 Personen), so ergibt sich gegenüber dem 
Personalstand des Vorjahres (179 378 Personen) eine 
Vermehrung von 10 760 Bediensteten = 6,0 vH. Dabei 
entfällt die Zunahme auf die IIoheits- und Kämmerei-
verwaltungen (+ 12 260 = 8,3 vH), während die wirt-
schaftlichen Unternehmen eine Abnahme des Personal-
stands aufweisen (-1500 = 4,6 vH). Am 2.Oktober 1953 
arbeiteten von den insgesamt erfaßten Bediensteten 
159 107 = 84 vH (im Vorjahr 146 847 = 82 vH) in den 
Hoheits- und Kämmereiverwaltungen und 31031 = 

t ) Vgl. „Statistische itonalshcfte Radcn•\\türtlcmhcrg", 1. Jahrgang 1953, 
Heft 9, Seiten 315-320 und „Statistische Be,idhtc uns 13nJmh•\C'ürtlcun 
herg", Reihe: Personalstandstatistik, Nr. VII — Pers. — 1952. 
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16 vH (im Vorjahr 32 531 = 18 vH) in den Wirtschaft-
lichen Unternehmen. 

Bei der Beurteilung der erneuten Erhöhung des Per-
sonalstandes ist zu berücksichtigen, daß mit der ständi-
gen Vermehrung der Bevölkerung des Landes auch die 
Beanspruchung der staatlichen und kommunalen Ver-
waltung wächst. Beispielsweise hat die Bevölkerung der 
Landeshauptstadt binnen Jahresfrist um rund 21000 
Personen, seit der letzten Volkszählung (13. September 
1950) bis zum Ende des Jahres 1953 um 68 000 Personen 
zugenommen. Außer (lern Bevölkerungszuwachs wirken 
sieh auch neue Aufgabengebiete auf den Personalstand 
aus, z. B. die Durchführung des Lastenausgleichs. 

Auf je 10 000 Einwohner des Landes Baden-Württem-
berg entfielen am Stichtag 106 Beamte, 86 Angestellte, 
89 Arbeiter, insgesamt 281 Bedienstete. Von diesen wa-
ren 80 Beamte, 4.1 Angestellte und 28 Arbeiter in der 
staatlichen Verwaltung tätig. Auf die Hoheits- und Käm-
mereiverwaltmtg entfielen 235, auf die wirtschaftlichen 
Unternehmen 46 Bedienstete je 10 000 Einwohner. 

Staatliche Verwaltung 
Der Personalstand der H o In e i t s v e r w a 1 t u n g Ba-

den-Württembergs am 2. Oktober 1953 geht mit 4537 
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